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Liebe Bürgerinnen, liebe Bürger,

in den Aktuellen Debatten, die im April auf der Tagesordnung der Sit-
zungen des Sächsischen Landtags gestanden haben, wurde über
hochschul-, wirtschafts- und innenpolitische Themen sowie über den
Denkmalschutz diskutiert.

erstmals setzten sich die Abgeordneten mit den eckpunkten des
neuen Hochschulentwicklungsplans auseinander, mit dem das Wis-
senschaftsland Sachsen weiter an Profil gewinnen soll. er wird Pla-
nungssicherheit ohne Stellenkürzungen gewährleisten und den ent-
wicklungsrahmen für die sächsische Hochschullandschaft bis 2025
bilden. einen weitgehenden Konsens über Fraktionsgrenzen hinaus
gibt es im Sächsischen Landtag vor allem dann, wenn von der Staats-
regierung entscheidungen im Zusammenhang mit dem industrie-
standort Sachsen gefällt werden sollen. Diesmal verband die Frak-
tionen der Koalition und der opposition die gemeinsame Sorge über
den drohenden Arbeitsplatzverlust an den Standorten Bautzen und
Görlitz des kanadischen Zugherstellers Bombardier.

Durch die kürzlich vorgelegte Polizeiliche Kriminalstatistik für das
Jahr 2015 gelangte auch die sächsische innenpolitik auf die Tages-
ordnung. Danach ist die Gesamtkriminalität gesunken und die Auf -
klärungsrate gestiegen. Besorgnis erregte die wachsende politisch
motivierte Kriminalität. Die Diskussion hat mich in meiner eigenen
Auffassung bestärkt, die ich in diesem Jahr bereits mehrfach zum
Ausdruck gebracht habe: ein starker demokratischer Staat braucht
eine starke Polizei.

und schließlich wurde auch die Denkmalpflege im Plenum zum
Thema erhoben. Sehr zu recht. Denn nach der Verfassung des Frei-
staates Sachsen stehen Denkmale und andere Kulturgüter unter dem
Schutz und der Pflege des Landes. ohne Zweifel: Damit Sachsens
Denkmalschutz nicht bröckelt, wird auch in Zukunft eine personell
und qualitativ starke und kompetente Denkmalpflege gebraucht, wie
sie unser Land selbst in schwierigen Zeiten immer ausgezeichnet
hat. nicht zuletzt dafür setzen sich die Abgeordneten des Landtags,
die aus ganz Sachsen kommen und deshalb die Probleme in den re-
gionen und Wahlkreisen genauestens kennen, als Vertreter des gan-
zen Landes und aller Bürger weiterhin ein.

Foto: S. Giersch

Dr. matthias rößler
Präsident des Sächsischen Landtags 
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Hochschulentwicklung,
Industriestandort,

Kriminalitätsbekämpfung

// In der 32. Sitzung des Sächsischen Landtags am 20. April wurde in einer
Aktuellen Debatte zum Hochschulentwicklungsplan diskutiert. In gleicher
Sitzung wurde außerdem über Entscheidungen zur Zukunft des Industrie-
standortes Sachsen debattiert. Die Polizeiliche Kriminalstatistik insgesamt
und die gestiegene politisch motivierte Kriminalität im Speziellen waren
Gegenstand der 33. Sitzung am 21. April, außerdem stand die Stärkung des
Denkmalschutzes in Sachsen auf der Tagesordnung. //

Foto: S. Giersch
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entwurf liegt nicht vor

Falk neubert, Die LinKe, gab 
zu bedenken, dass der neue
entwurf des Hochschulentwick-
lungsplans und die eckpunkte,
die das Kabinett dazu beschlos-
sen habe, überhaupt noch nicht
vorlägen. Worüber aktuell dis-
kutiert werden könne, sei ledig-
lich eine dreiseitige Presse mit -
teilung und eine Pressemittei-
lung der Staatsministerin für
Wissenschaft und Kunst. Das
sei aus seiner Sicht eine unbe-
friedigende Situation und auch
vor dem Hintergrund, dass der
letzte Hochschulentwicklungs-
plan etwa 200 Seiten umfasst
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Wissenschaftsland Sachsen  
Uwe Nösner// Auf der Tagesordnung der 32. Sitzung des Sächsischen Landtags am 20. April 2016 stand

eine von den Fraktionen CDU und SPD beantragte Aktuelle Debatte zum Hochschulentwick-
lungsplan. Thema: »Hochschulentwicklungsplan: Wissenschaftsland Sachsen weiter profi-
lieren – Planungssicherheit ohne Stellenkürzungen. Entwicklungsrahmen für die sächsische
Hochschullandschaft bis 2025«. //

CDU und SPD: Für Planungssicherheit ohne Stellenkürzungen

Aline Fiedler, CDu, bezeichnete
die Hochschulentwicklungs -
planung als Schwerpunkt der
Wissenschaftspolitik in Sach-
sen. Sie gebe den Hochschulen
Planungssicherheit und auch
der Stellenabbau sei damit vom
Tisch. Die 14 Hochschulen mit
unterschiedlichen Profilen und
Schwerpunkten prägten das 
gesamte Land und setzten
wichtige impulse für die regio-
nale entwicklung. Sie seien un-
verzichtbare Partner, um genü-
gend Lehrer, Ärzte und Juristen
für den Freistaat auszubilden. 
Deshalb unterstütze ihre Frak -
tion die Aufstockung der Studi-
enplätze für das Lehramt und

wolle auch die Zukunft der
Pharmazieausbildung in Sach-
sen sichern.

Verlässliche Perspektive

Der Hochschulentwicklungs-
plan, so Holger mann, SPD, 
lege für die nächsten acht Jahre
das Fundament für die Hoch-
schulen im Freistaat Sachsen.
Sie erhielten erstmals seit 1993
Planungssicherheit ohne Stel-
lenabbau. Jetzt werde umge-
setzt, was im Koalitionsvertrag
festgeschrieben sei. mit der 
erhaltung von 754 Stellen wer-
de nachhaltig in den Wissen-

schaftsstandort Sachsen inves-
tiert und die Qualität in For-
schung und Lehre gefördert. 
Zudem solle die Betreuungs -
situation an den sächsischen
Hochschulen verbessert wer-
den. Alle 14 staatlichen Hoch-
schulstandorte blieben erhal-
ten. Vor allem für regionen 
außerhalb der drei Großstädte
seien die Fachhochschulen,
aber auch die Studienakade-
mien ein regionaler und gesell-
schaftlicher Anker. mit der 
Stärkung und Sicherung der
Fachhochschulen werde der 
regionale Fachkräftebedarf ge-
deckt und Durchlässigkeit im
Hochschulsystem befördert.



// Aline Fiedler // Holger mann // Falk neubert // Dr. Kirsten muster // Dr. Claudia maicher

Erstmals kann
ohne Stellen -
abbau geplant
werden.

// Dr. eva-maria Stange

32. sitzung des sächsischen Landtags
Fotos: S. Giersch
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 weiter profilieren

habe, keine Voraussetzung, 
dazu eine Aktuelle Debatte im
Sächsischen Landtag zu führen.

Parlament übergangen

Dr. Kirsten muster, AfD, warf
der Koalitionsregierung vor,
dass das Parlament weder 
am entwurf des Hochschulent-
wicklungsplans noch an den
Diskussionen darüber beteiligt

einzige wirkliche entwicklung,
die in den eckpunkten zu finden
sei, beziehe sich auf die Studie-
rendenzahlen. An den Fach-
hochschulen solle sie gehalten,
aber insgesamt abgesenkt wer-
den. Das sei eine falsche politi-
sche entscheidung nicht nur für
die menschen, die nach Sach-
sen kommen wollten, sondern
auch für die Hochschulen und
besonders für die Hochschul-
standorte in der Fläche.

ein novum in Sachsen

Wie Wissenschaftsministerin
Dr. eva-maria Stange betonte,
sei die aktuelle Hochschulent-
wicklungsplanung bis 2025 ein
novum in Sachsen. erstmals
könne ohne Stellenabbau ge-
plant werden. Das gebe den
Hochschulen Sicherheit und 
eine langfristige Perspektive.
Ziel sei es, dass die Hochschu-
len ihre Aufgaben in Forschung,

Lehre und Wissenstransfer 
besser erfüllen könnten. Von
staatlicher Seite würden Ziele
und Handlungsaufträge nur 
so detailliert wie zwingend 
notwendig vorgegeben. Die 
Planung sei daher hinreichend
flexibel über diesen langen
Zeitraum auszugestalten, um
den Hochschulen die möglich-
keit zu geben, auf neue Heraus-
forderungen und Tendenzen
reagieren zu können bzw. selbst
motor derartiger Veränderun-
gen zu sein. Für aus gewählte
Staatsexamens studiengänge
mit besonderer Bedeutung soll-
ten im Hochschulentwicklungs-
plan Planungsgrößen für das
Jahr 2025 vorgegeben werden.

gewesen sei. erst über Presse-
mitteilungen seien die Abge-
ordneten darüber informiert
worden, dass das sächsische
Kabinett 14 Vereinbarungen mit
Hochschulen treffen werde. Sie
fordere deshalb die Staatsre-
gierung und deren minister auf,
das Parlament künftig ernst zu
nehmen und die mitglieder des
Sächsischen Landtags kritisch
zu beteiligen.

Kürzungen nicht 
vom Tisch

Dr. Claudia maicher, GrÜne,
zog in Zweifel, dass die Stellen-
kürzungen tatsächlich vom Tisch
seien. Das könne erst dann der
Fall sein, wenn die Hochschulen
dem Hochschulentwicklungs-
plan zugestimmt hätten. CDu
und SPD rühmten sich heute der
erfolge, die deren regierung
noch gar nicht erzielt habe. Die
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wenig getan, um die Attraktivi-
tät des Wirtschaftsstandortes
Sachsen zu stärken. Staats -
straßen seien löchrig, Bahn-
strecken würden geschlossen,
weniger als 50 Prozent der
Haushalte hätten einen Breit-
bandanschluss. Der ländliche
raum müsse wieder attraktiv
gemacht werden. Dann würden
auch unternehmen verstärkt
und gern in den Standort Sach-
sen investieren. 

er, so Dr. Gerd Lippold, 
GrÜne, könne den Wirtschafts-
minister nur unterstützen,
wenn er klare Bedingungen 
für die weitere Förderfähigkeit
setze, und ihn nur auffordern,
dabei auch konsequent zu blei-
ben. Fördern könne bedeuten,
entwicklungsfähigen unterneh-
men bei der Krisenbewältigung
zu helfen. Fördern heiße aber
auch, Anreize zu setzen, um 
unternehmensstrategien in
richtungen zu lenken, die
im gesamtgesellschaftlichen
interesse lägen.

Drohender 
Arbeitsplatzverlust

Uwe Nösner
// Auf Antrag der Fraktion DIE LINKE standen Entscheidungen
über den Industriestandort Sachsen am 20. April 2016 auf der
Tagesordnung der 32. Sitzung. Die Aktuelle Debatte befasste
sich mit dem drohenden Arbeitsplatzverlust bei Bombardier
und den Gründen für das vermeintlich hilflose Agieren der
Staatsregierung. Der Konzern hatte angekündigt, weltweit Ar-
beitsplätze zu streichen. In den Werken in Bautzen und Görlitz
sollen rund 900 Stellen betroffen sein. //

DIE LINKE: Gründe für das hilflose
Agieren der Staatsregierung im Fall
Bombardier

Wie Wirtschaftsminister 
martin Dulig betonte, habe die
Staatsregierung seit Herbst
2015 Kontakt mit Aufsichtsrat,
Geschäftsleitung, Betriebsrat
und Gewerkschaften, da sein
ministerium seit dieser Legisla-
turperiode auch wieder gute
Beziehungen zur Arbeitnehmer-
seite pflege. Die Klassenkampf-
rhetorik der Fraktion Die LinKe
auf Kosten der Arbeitnehmer
nannte er verantwortungslos.
Die Staatsregierung knüpfe an
eine unterstützung für Bombar-
dier die Standortgarantie über
2018 hinaus. nico Brünler, 
Die LinKe, hingegen erklärte,
dass die Gefahr von massen-
entlassungen als Bedrohung
ganzer regionen bestehen blei-
be, solange in Sachsen indus-
triepolitisch weiter systema-
tisch monostrukturen gefördert
würden. es gehe seiner Fraktion
nicht nur um die Situation bei
Bombardier und die Folgen für
die Lausitz. Sie wolle die Frage
in den mittelpunkt rücken, 
welche Zukunft Sachsen als in-
dustriestandort generell habe.
Viele einstige Leuchttürme sei-
en in arge Bedrängnis geraten.

Standorte erhalten

Seine Fraktion, so marko Schie-
mann, CDu, könne und werde
nicht akzeptieren, dass gut
ausgebildete Fachkräfte bei
Bombardier entlassen würden,
und erwarte die erhaltung der
sächsischen Standorte. Frak -
tionskollege octavian ursu 
kritisierte seinerseits, dass 
vom management falsche ent-
scheidungen getroffen worden
seien. Die Belegschaft habe 
das recht auf eine verbindliche
Aussage, wie die Standorte
durch Spitzenprodukte und 
innovationen langfristig gesi-
chert werden könnten. Thomas
Baum, SPD, stellte klar, dass es
nicht Aufgabe der Politik oder

der Staatsregierung sei, Züge
zu bestellen. Das, was seine
Fraktion wolle, seien sozial 
verträgliche Lösungen unter 
Beteiligung aller. es gelte,
Fachkräfte und Kompetenzen
an den Standorten zu erhalten.
Den menschen, die trotz aller
Bemühungen ihren Arbeitsplatz
verlören, müssten Alternativen
aufgezeigt werden. er sei sicher,
dass der Wirtschaftsminister
die richtigen Schritte unterneh-
men werde.

Bisher zu wenig getan

Wie mario Beger, AfD, feststell-
te, habe die Staatsregierung in
den vergangenen 25 Jahren zu

32. sitzung des sächsischen Landtags

// nico Brünler // Foto: S. Giersch
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kein Grund zur entwarnung. Be-
sonders ernst sei der Anstieg
der Gewaltkriminalität. Politisch
motivierte Gewalt sei ein großes
Problem, dem man sich stellen
müsse. ohne linksextreme Ge-
walt verharmlosen zu wollen,
liege der Schwerpunkt beim
rechtsextremismus. Hier hätten
sich die Gewaltdelikte mehr als
verdoppelt, Angriffe auf Asylun-
terkünfte sogar vervierfacht.
Die Festnahme von Verdächti-
gen der rechtsterroristischen
Vereinigung »Gruppe Freital«
mache den hohen Handlungs-
bedarf erneut deutlich.

rein statistischer effekt

enrico Stange, Die LinKe, be-
wertete die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik allenfalls als einen
Anhaltspunkt. Sie dokumentiere

Wachsende politisch motivierte Kriminalität
Uwe Nösner

// Auf Antrag der Fraktionen CDU und SPD stand am 21. April 2016 die Polizeiliche Kriminal-
statistik für das Jahr 2015 auf der Tagesordnung der 33. Sitzung des Sächsischen Landtags. Bei
einer gesunkenen Gesamtkriminalität und einer gestiegenen Aufklärungsquote kann eine um
rund 30 Prozent gewachsene politisch motivierte Kriminalität, vor allem im Zusammenhang
mit dem Thema Asyl, festgestellt werden. Fazit: Ein starker Staat braucht eine starke Polizei.
Lesen Sie dazu auch die Hintergrundinformationen auf Seite 9. //

CDU und SPD setzten die Polizeiliche Kriminalstatistik 2015 auf die Tagesordnung

Die Polizeiliche Kriminalstatistik,
so Christian Hartmann, CDu,
zeige einen rückgang der Straf-
taten und eine Steigerung der
Aufklärungsquote. Die Heraus-
forderungen der sächsischen
Polizei seien durch ein erhöh-
tes Demonstrationsaufkommen
im Freistaat gestiegen. Die Be-
amten hätten trotz der Belas-
tung eine hervorragende Arbeit
geleistet, wofür sie Dank und
respekt verdienten. Die Zahlen
zeigten aber auch, welchen 
Problemfeldern sich Politik und
Polizei künftig noch intensiver

widmen müssten. So sei eine 
negative entwicklung bei 
Wohnungseinbrüchen zu ver-
zeichnen gewesen. Auch sei 
die politisch motivierte Krimi-
nalität durch eine hohe Gewalt-
bereitschaft insbesondere von
rechtsextremen und Angriffe
auf Asylbewerberheime stark
angestiegen. ebenso sei die
entwicklung des Linksextremis-
mus besorgniserregend. es sei
egal, von welcher politischen
Seite gewaltbereite Chaoten 
kämen – sie müssten konse-
quent verfolgt werden.

Keine entwarnung

Auch nach Auffassung von 
Albrecht Pallas, SPD, zeige die
Polizeiliche Kriminalstatistik
deutlich den Handlungsbedarf
für die Polizei, die Staatsregie-
rung und den Sächsischen
Landtag. Wie alle Statistiken
müsse auch sie interpretiert
werden. Denn sie spiegele nicht
die tatsächliche Kriminalität 
wider, sondern zeige nur die
Delikte, welche der Polizei be-
kannt seien. Daher seien die
gesunkenen Straftaten noch

33. sitzung des sächsischen Landtags // Christian Hartmann // Foto: r. Deutscher
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// Christian Hartmann // Albrecht Pallas // enrico Stange // Sebastian Wippel // Valentin Lippmann

Die sächsischen
Behörden haben
eine bemerkens-
werte Vorarbeit 
geleistet.

// markus ulbig

33. sitzung des sächsischen Landtags
Fotos: r. Deutscher

nur die registrierten bzw. auf-
geklärten Straftaten. Wenn die
Kriminalitätsentwicklung und
der Zustand der Polizei voll-
ständig erfasst werden sollten,
müsse die Statistik in den Zu-
sammenhang mit anderen Wer-
ten gestellt werden, etwa zur
Zahl der offenen Vorgänge. So
aber falle leider ein Schatten
auf die Botschaft von der ge-
sunkenen Gesamtkriminalität.
Zwar verbuche man 2015 knapp
3,8 Prozent weniger Straftaten
als 2014, aber im gleichen Zeit-
raum sei die Zahl der offenen
Vorgänge um 28,8 Prozent an-
gestiegen. Das Absinken der
Gesamtzahl sei offenbar ein
rein statistischer effekt, weil
die überlasteten ermittlungs -
behörden den Berg einfach
nicht mehr abarbeiten könnten.
Weil man die Kontrolltätigkeit
heruntergefahren habe, seien
noch weniger Straftaten regis-
triert worden.

Volksverdummung

Auch seine Fraktion, so Sebas-
tian Wippel, AfD, befürworte 
einen starken Staat und eine
starke Polizei. Doch die sächsi-
sche Staatsregierung werfe mit
ihrer Kriminalstatistik nebel-
kerzen und betreibe Volksver-
dummung. Der nachlassende
Kontrolldruck aufgrund fehlen-
der Polizeibeamter verzerre die
Statistik im Bereich Straßenver-
kehr und Drogenkriminalität. im
Bereich Ausländerkriminalität
sei Sachsen zu einem Tummel-
platz für intensivtäter gewor-
den, die zumeist das Asylrecht
missbrauchten. Diese Kriminel-
len müssten endlich abgescho-

ben werden. ein starker Staat
müsse die richtigen Zeichen
setzen.

Handeln gegen rechts

Valentin Lippmann, GrÜne,
hinterfragte die rolle der säch-
sischen Behörden beim Kampf
gegen rechtsextreme Gewalt. 
in Sachsen werde seit monaten

eine Kultur des Benennens, des
Hinschauens und des Handelns
gegen rechte Straftäter.

Debatte auch um Freital

markus ulbig, Staatsminister
des innern, ging im Zusammen-
hang mit politisch motivierter

gen, weil die Behörden in Sach-
sen zu zögerlich ermittelt hät-
ten. Ganz im Gegenteil hätten
die sächsischen Behörden eine
bemerkenswerte Vorarbeit ge-
leistet. Auf dieser ermittlungs-
arbeit habe der Generalbundes-
anwalt aufbauen können. es 
habe in dieser Angelegenheit
schon seit längerer Zeit Konsul-

das mantra des harten Durch-
greifens des rechtsstaates pro-
pagiert. und dann brauche es
erst die Bundesanwaltschaft,
die mit der Kavallerie einreite,
um die Handlungsfähigkeit des
starken Staates tatsächlich un-
ter Beweis zu stellen. er fordere
daher einen weit härteren Ver-
folgungsdruck gegen rechte
Strukturen. Sachsen brauche

Gewalt auch auf die Lage in
Freital ein. Dort hatte der Gene-
ralbundesanwalt zwei Tage zu-
vor fünf mutmaßliche rechts-
terroristen festnehmen lassen.
Dabei versuchte er, den fal-
schen eindruck zu widerlegen,
der Generalbundesanwalt habe
die ermittlungen an sich gezo-

tationen zwischen den Behör-
den in Sachsen und dem Gene-
ralbundesanwalt gegeben.

www.landtag.sachsen.de



// Auf der Tagesordnung der 33. Sitzung des Sächsischen Land-
tags stand eine Aktuelle Debatte zur Polizeilichen Kriminal-
statistik 2015 (siehe Beitrag S. 7). Lesen Sie dazu die folgenden
Hintergrundinformationen mit den wichtigsten Eckdaten. //

innenminister markus ulbig
und der Präsident des Landes -
kriminal amtes Sachsen, Dr. Jörg
michaelis, haben am 6. April
2016 die Polizeiliche Kriminal-
statistik für 2015 vor gestellt.
Demnach wurden im Freistaat
Sachsen im vergangenen Jahr
314.861 Straftaten registriert,
12.335 weniger als im Jahr 2014. 

Die Polizei registrierte 
94.463 tatverdächtige, 
3.676 weniger als ein Jahr zuvor. 
Die Aufklärungsquote ist im
Vergleich zum Vorjahr auf 
55,7 Prozent gestiegen (2014:
54,8 Prozent). Die entwicklung
der Gesamtkriminalität in Sach-
sen wird durch den rückgang
der eigentumskriminalität 
bestimmt. Delikte in diesem 
Bereich machen mit über 
45 Prozent fast die Hälfte aller
begangenen Straftaten aus. 

Die diebstahlsdelikte sind 
gegenüber 2014 um 8.210 
(5,7 Prozent) zurückgegangen.
26,6 Prozent aller aufgeklärten

Fälle von Diebstahl unter er-
schwerenden umständen wurden
von Konsumenten harter Drogen
begangen. 2009 lag dieser 
Anteil noch bei 15 Prozent.

Bei Wohnungseinbrüchen
gab es einen Anstieg um 388
(zehn Prozent) auf 4.257 Fälle. 
Die Auf klärungsquote lag bei
20,7 Prozent (2014: 22,5 Pro-
zent); die Aufklärungsquote 
im Bund 2014 bei 15,9 Prozent.
Dass es sich lohnt, in den ein-
bruchschutz zu investieren,
zeigt die Tatsache, dass über
40 Prozent der Wohnungs -
einbrüche im Versuch stecken
geblieben sind.

insgesamt gab es 3.087 dieb-
stähle von Kraftwagen. Die Auf-
klärungsquote liegt mittlerweile
wieder bei fast 30 Prozent.

Bei der Rauschgiftkriminalität
gab es erstmalig wieder einen
rückgang (-6,2 Prozent). insge-
samt wurden 9.834 rauschgift-
delikte registriert. 43 Prozent
waren Crystal-Delikte. ein 
indiz für die nach wie vor hohe
Verfügbarkeit illegaler Betäu-
bungsmittel ist der Anstieg der
Sicherstellungsmengen bei 
fast allen Stoffgruppen: 
Crystal (15,6 Kilogramm; 
2014: 13,1 Kilogramm), 
Kokain (50,5 Kilogramm; 
2014: 23,3 Kilogramm),
Haschisch (Großsicherstellung
von 98,9 Kilogramm; 
2014: 1,5 Kilogramm).

Die Kriminalität an der sächsi-
schen außengrenze (ohne aus-
länderrechtliche Verstöße) ist 
um 8,9 Prozent zurückgegangen.
insgesamt wurden 20.250 Fälle

Hintergrundinformationen zur 
Polizeilichen Kriminalstatistik 2015

33. sitzung des sächsischen Landtags

Foto: S. Giersch

erfasst. Auch an der Grenze
nahmen Diebstahlsdelikte mit
knapp 46 Prozent fast die Hälf-
te aller Straftaten ein. Danach
folgen Betrugsdelikte mit 
11 Prozent und Sachbeschädi-
gungen mit knapp 10 Prozent.

Im Zusammenhang mit dem
thema »Zuwanderung« sind
6.283 Zuwanderer als Tatver-
dächtige erfasst. 604 mehr-
fach-/intensiv tatverdächtige
Asylbewerber haben 6.412 Straf -
taten begangen. es wurden 
118 politisch motivierte Straf -
taten gegen Asylunterkünfte
und 58 Fälle von Straftaten 
zum nachteil von Amts- und
mandatsträgern registriert.

eine vollständige Präsentation
zur Kriminalitätsentwicklung im
Freistaat Sachsen, die weitere
Ausführungen enthält, finden Sie
unter www.polizei.sachsen.de.

9
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Problematik erkannt

nach Auffassung von Detlev
Spangenberg, AfD, bröckelten
die Denkmäler vor allem auf-
grund von Problemen mit der
Denkmalschutzbehörde. Viele
eigentümer denkmalgeschütz-
ter Häuser hätten mit dieser
schlechte erfahrungen gemacht
und sich von ihr abgewandt.
Zum Teil müssten die Bauher-
ren bis zu zehn Jahre warten,
ehe die Verfahren abgeschlos-
sen werden könnten. Die 
Bearbeitungszeit müsse auf
sechs monate reduziert wer-
den. Zudem mangele es den
mitarbeitern an Kompetenz.

Abschließend betonte innen-
minister markus ulbig, dass
Sachsen Denkmalland sei und
es auch in Zukunft bleiben 
werde. um dieses Thema müss-
ten sich Landtag und Staats -
regierung nicht nur regelmäßig
Gedanken machen, sondern
auch engagement zeigen. einen
Grund, dass der Freistaat jetzt
nicht in der Lage sei, die damit
verbundenen Herausforderun-
gen zu bewältigen, erkenne 
er nicht. Vielmehr erwarte er
die unterstützung des Landtags
im rahmen der Haushaltsplan-
diskussion.

Bröckelt Sachsens Denkmalschutz?

Uwe Nösner

// Mit einer Aktuellen Debatte zur Denkmalpflege ist die Aktuelle Stunde der 33. Sitzung am
21. April 2016 zu Ende gegangen. Sie war von der Fraktion GRÜNE beantragt worden, die einen
Aderlass bei der Denkmalpflege in Sachsen befürchtet. Als Beleg führte die Fraktion unter anderem
eine drastische Reduzierung der Personalstellen und eine Überalterung der Mitarbeiter an. //

GRÜNE fordern starke Denkmalpflege

Seit dem Jahr 2000, so Wolfram
Günther, GrÜne, seien die 
Personalstellen im Landesamt
für Denkmalpflege von 62 auf
48 heruntergefahren worden.
Diese reduzierung werde durch
das hohe Durchschnittsalter
der Beschäftigten verschärft.
Altersbedingt würden in den
nächsten sechs Jahren etwa 
20 Stellen frei, die nach jetzi-
gem Stand nicht neu besetzt
werden dürften. in den letzten
anderthalb Jahrzehnten seien
in Sachsen fast 5.000 Baudenk-
male zerstört worden. Auch
nach Auffassung von oliver
Fritzsche, CDu, müsse das Lan-
desamt für Denkmalpflege so
ausgestattet werden, dass es
die ihm übertragenen Aufgaben
sachgerecht erfüllen könne. An-
gesichts der sich verengenden
Personalstruktur müsse seitens
der sächsischen Landespolitik
mit Fingerspitzengefühl und Au-
genmaß einigkeit über die Wie-
derbesetzung von Stellen her-
gestellt werden. in dieser Frage
wisse seine Fraktion auch den
innenminister an ihrer Seite.

Gesamtgesell -
schaftliche Frage

enrico Stange, Die LinKe, 
plädiere seinerseits nicht nur
dafür, den Personalbestand des
Landesamtes zu sichern, son-
dern auch dafür, den Denkmal-
schutz als gesamtgesellschaft-
liche Frage zu thematisieren,
mit bildungspolitischen inhal-
ten zu verknüpfen und ihn mit
der Landesentwicklung in Ver-
bindung zu bringen. Während
der Debatte über den Doppel-
haushalt für die Jahre 2017 und
2018 sollte sich der Sächsische
Landtag ausführlich mit diesem

Thema befassen. Albrecht
Pallas, SPD, gehe fest davon
aus, dass die Personalproble-
matik dem innen minister 
bewusst sei und er im Haus-
haltsplanentwurf für das Lan-
desamt Vorsorge treffen werde.
es stimme ihn durchaus hoff-
nungsvoll, wenn er höre, dass
die CDu-Fraktion ein interesse
daran habe, diese einrichtung
personell vernünftig auszu -
statten. Das lasse ihn hoffen,
dass die wertvolle Arbeit des
Landesamtes und auch der 
vielen Aktiven in der Denk -
malpflege auf stärkere Füße 
gestellt werde.

33. sitzung des sächsischen Landtags
Foto: S. Giersch

// Wolfram Günther // Foto: r. Deutscher
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Erfahrungen mit 
Fremdenfeindlichkeit

// Etwa 20 ausländische Studenten besuchten am 8. April
den Sächsischen Landtag und berichteten in einem Treffen
mit Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler und weiteren
Landtagsabgeordneten über ihre persönlichen Erfahrungen
mit Anfeindungen und Rassismus. //

Foto: Jonathan Stutz – fotolia.com
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»ich liebe Deutschland, wo 
ich mit meiner Familie nach 
dem irakkrieg eine neue Heimat
gefunden habe. Leider erlebe
ich immer wieder ausländer -
feind liche reaktionen oder 
Anfeindungen. ich überlege 
mir sehr genau, ob ich meine
ehrliche meinung sage, wenn

ich auf der Straße nach meiner
religion oder nach meiner 
einschätzung der Flüchtlings -
krise gefragt werde. mein Vor-
schlag für Dresden wäre es, 
den Versammlungsort der 
Pegida-Demonstrationen an
eine weniger zentrale Stelle 
zu verlegen.«

sinan, Irak, 21 Jahre, studiert Medizin, 
lebt seit 13 Jahren in deutschland

12
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Katja Ciesluk und Markus Guffler

// Gut 20 ausländische Studierende waren am 8. April 2016 im
Sächsischen Landtag zu Gast. Hier schilderten sie den anwe-
senden Landtagsabgeordneten ihre persönlichen Erfahrungen
zum Thema »Fremdenfeindlichkeit«. Prof. Dr. Hans Müller-
Steinhagen, Rektor der TU Dresden, hatte das Treffen bei Land-
tagspräsident Dr. Matthias Rößler angestoßen. //

Die zarte Frau schildert dem
Landtagspräsidenten sachlich,
was ihr immer wieder passiert.
Sie wird auf der Prager Straße,
in der Dresdner Fußgängerzo-
ne, im Stadtbus und in der 
Straßenbahn immer wieder an-
gepöbelt, beleidigt und bedroht –
und zwar jeden Tag. Schimpf -
parolen in schlechtem englisch
hat sie anfangs noch gekontert.
nun versucht sie, sich daran zu
gewöhnen, hat ständig Kopfhö-
rer in den ohren und sieht sich
doch stets aufs neue ungefilter-

tem Hass gegenüber. mit die-
sen erfahrungen ist sie leider
nicht allein. Jeder der betroffe-
nen Studenten, die der einla-
dung von Landtagspräsident
Dr. matthias rößler zu einem
Gespräch mit Abgeordneten 
aller Fraktionen im Sächsischen
Landtag gefolgt waren, berich-
tet Aline Fiedler (CDu), Valentin
Lippmann (GrÜne), Stephan
meyer (CDu), Dr. Kirsten muster
(AfD), Falk neubert (Die LinKe)
und Albrecht Pallas (SPD)
Ähnliches.

LandtagsKurier Ausgabe 3° 2016

Fotos: Steffen Giersch
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»Das Schlimmste sind die Menschen,
die wegschauen«

»Wir haben uns 
daran gewöhnt«

Der rektor der universität, 
Prof. Dr. Hans müller-Steinhagen,
hatte das Treffen angeregt. 
Die Studenten schildern den
Abgeordneten aus eigenem 
erleben ihre Sorge und Angst,
ausgelöst durch Diskriminie-
rung, Gewalt und rassismus
in Dresden. Sie sind grundsätz-
lich sehr zuversichtlich, spre-
chen Deutsch, manchmal sogar
mit sächsischen Worten, wech-
seln bei Bedarf sicher ins eng -
lische und beschreiben genau
und analysierend. Jedes State-
ment beginnt mit einem Lob für
die wunderbare Stadt und die
guten Studienchancen. Dann
folgen sehr persönliche Schil-
derungen. Sie haben körper -
liche Gewalt, Todesangst und
ekel erfahren müssen. nach ih-
rem empfinden, so die Studen-
ten, habe sich die Situation seit
Beginn der Pegidabewegung
verschärft. Besonders an mon-
tagen seien die Beleidigungen
und Bedrängungen im öffent -

»ich bin vor zwei Jahren zum
Studium nach Dresden ge -
kommen, weil Freunde mir die
Stadt empfohlen haben. Doch
seit Pegida änderte sich die 
Situation. Die Fremdenfeind-
lichkeit hat deutlich zugenom-
men. Beschimpfungen wie ›Was
machst du immer noch hier?‹
oder ›schwarze Wurst‹ musste
ich mir schon anhören. ich habe
Angst, versuche aber, diese
nicht zu zeigen. montags fahre
ich grundsätzlich nicht mehr mit
den öffentlichen Verkehrsmit-
teln. ich möchte doch einfach
nur hier studieren. ich habe
schon überlegt, mich exmatri-
kulieren zu lassen. Jetzt habe
ich erst einmal ein urlaubsse-
mester eingelegt.«

taiwo, nigeria, 30 Jahre,
studiert Klinische Psychologie
und Psychotherapie
in dresden seit 2014

»Freunde fragen mich immer,
wieder, warum ich nicht die 
universität wechsle. ich möchte
es nicht, mir gefällt es hier. 
Beleidigungen und Beschimp-
fungen gehören zum Alltag in
der Stadt. Wir haben uns daran
gewöhnt ... Bei einem fremden-
feindlichen Angriff auf der Pra-
ger Straße wurde ich verletzt
und habe meine Brille verloren.
reaktion eines Polizisten: ›Bist
du jetzt blind, oder was?‹. Die
Beamten auf der Polizeidienst-
stelle im Hauptbahnhof waren
dann aber sehr nett zu mir. 
Die Situation hier ist sehr ernst.
Viele von uns haben Angst. 
Wir möchten gemeinsam mit 
der Politik ein starkes Signal
dagegensetzen. Für Dresden.«

sami, Jordanien, 21 Jahre,
studiert Maschinenbau
in dresden seit knapp
drei Jahren

lichen raum zu erleben. Betrof-
fen mache sie vor allem das 
tatenlose Zusehen der mitmen-
schen, wenn es zu verbaler und
körperlicher Gewalt komme. 
eine junge Doktorandin beklagt
außerdem, dass es schwierig
sei, in Lerngruppen deutsche
Partner zu finden. »erst wenn sie
merken, dass du schlau bist,
wirst du gefragt.« und nahezu
jeder schließt mit der erklärung,
eigentlich sehr gern in Dresden
weiter studieren, forschen oder
promovieren zu wollen. Jetzt
mache sich aber ein Gefühl
breit: Durch halten und weg aus
Dresden, wenigstens am Wo-
chenende oder zum Praktikum.

Konstruktiv das 
Gespräch fortsetzen,
damit sich die Situation
ändert

Der Landtagspräsident und 
der rektor hören aufmerksam
zu. es gibt wenig nachfragen,
denn die Studenten beschrei-
ben genau und eindringlich.

Sie ergänzen einander, obwohl 
sie sich untereinander kaum
kennen. nach fast drei Stunden
fasst der Sächsische Ausländer -
beauftragte Geert mackenroth
die Schilderungen zusammen.

Zu diesem Zeitpunkt ist eine
entscheidung bereits gefallen,
denn das kann es jetzt nicht 
gewesen sein. Weder Abgeord-
nete noch Studierende wollen 
an diesem Freitagabend einen
Haken hinter das Gespräch 
setzen. Der Dialog muss kon-
struktiv fortgeführt werden.
rektor und Landtagspräsident
nehmen die Vorschläge aus 
der Gruppe sofort auf. Sie 
versprechen eine kurzfristige
Fortsetzung an der universität,
mit einem erweiterten Teilneh-
merkreis. Dann sollen – wenn
möglich – noch mehr Verant-
wortungsträger an den Tisch
geholt werden: der oberbürger-
meister sowie Vertreter der
Verkehrs betriebe und der Poli-
zei. Damit sich die Bedingun-
gen für ausländische Studenten
und Wissenschaftler spürbar
verbessern.



»Man kann nicht alles in Gesetze gießen«
Ein Tag mit Kerstin Lauterbach, Vorsitzende des Petitionsausschusses

// Es ist ein Verfassungsrecht, von dem natürlich jeder Ge-
brauch machen kann: In den Artikeln 35 und 53 der Sächsi-
schen Verfassung ist das Petitionsrecht beschrieben. Folge-
richtig hat der Sächsische Landtag einen eigens dafür 
zu ständigen Ausschuss eingerichtet. Der Vorsitz liegt bei 
Kerstin Lauterbach (DIE LINKE). Wir haben sie einen Tag 
lang begleitet. //

14
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tin gewesen, von 2004 bis 2006,
und nun wieder seit 2009. Als
Abgeordnete und mitglied des
Sächsischen Landtags feiert sie
in diesem Jahr ihr Zehnjähriges.

Kerstin Lauterbach ist Be-
richterstatterin für die Beratung
einer Petition, die sich mit Tier-
und naturschutz im rahmen des
Landesjagdgesetzes befasst. Als
einmalig bezeichnet sie nun die

in der Tür zu ihrem Büro steht
eine zierliche, freundlich lächeln -
de Frau mit wachem Blick und
einer Ausstrahlung, die Kompe-
tenz und Gelassenheit gleicher-
maßen transportiert. Kerstin
Lauterbach, so ist im »Volks-
handbuch« des Sächsischen
Landtags nachzulesen, stammt
aus Halle/Saale, lebt aber in
Großenhain und ist dort Stadträ -

Hans-Peter Maier

Tatsache, dass ihr die Fraktionen
»vollständig« den rücken ge-
stärkt hätten, die Petenten in
Sachen »rotwild in Sachsen« zu
einer informellen Anhörung ein-
laden zu können. Der Vorwurf,
den die Petenten gegenüber dem
Gesetzgeber formulieren, ist so
klar wie kurz: »Die Auslegung
des Landesjagdgesetzes scha-
det dem Tier- und naturschutz.«
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Abschuss zu früh?

Die Vorwürfe richten sich gegen
den Staatsbetrieb Sachsen-
forst, der beispielsweise durch
den »Gruppenabschussplan«
dafür verantwortlich sei, dass
Jungtiere – noch nicht »ausge-
säugte Jungtiere« – bereits 
im Januar eines Jahres zum Ab-
schuss freigegeben würden.
Dies sorge für eine »extrem
schmerzhafte« Verhärtung 
des nun nicht mehr benötigten
Gesäuges bei den Kühen. 
Dieser umstand führe recht
häufig zu Krebs bei den mutter-
tieren.

Absolut perfide nannten
»nABu« und die im erzgebirge
angesiedelte »Hege- und Pfle-
gegemeinschaft« die Feststel-
lung von »Sachsenforst«, das
rotwild zerstöre die Auffors-
tung durch Verbiss. »Wenn«, 
so einer der Petenten, »die
Stellen für die nahrungsaufnah-
me immer mehr reduziert 
werden, dürfen wir uns nicht 
erstaunt zeigen, wenn die Tiere
das fressen, was noch für sie
erreichbar ist!« 

Schließlich sei es nicht wirklich
hilfreich, kritische und wider-
sprechende Stimmen in die 
nähe von »dumpfen nörglern« 
zu setzen: »ich bin ein Freund
des erzgebirges, seines Waldes
und seines Wildes«, erklang es
trotzig.

Am ende steht Zukunftsori-
entiertes: »Wir brauchen ein
rotwildmanagement im rah-
men einer konzertierten Aktion
und keinen oktroi, der den er-
halt des rotwilds mittelfristig
unmöglich macht!« Lauterbach
zeigt sich zufrieden ob der Dar-
stellung nun auch der Petenten.

Äußerst unprätentiös leitet
Kerstin Lauterbach am nach-
mittag die Sitzung des Aus-
schusses. Alle mitglieder des
Landtags (mdL) hatten sich zu-
vor in Arbeitskreisen zu den 
anhängigen Petitionen beraten
und äußern im Ausschuss 
Änderungs- und ergänzungs-
wünsche. Die erfahrung aus der
Arbeit im Petitionsausschuss –
mitglied ist sie dort seit 2006,
den Vorsitz hält sie seit 2014 –
hilft ihr, aufbrausende Gemüter
schnell zu beruhigen.

auch mal der Staatsregierung,
nicht immer vollständig und
umfassend beantwortet.« 
Das sei misslich, liege aber im
Bereich des »normalen« und
sei im Allgemeinen nicht auf
Faulheit oder gar Böswilligkeit
zurückzuführen. Das recht auf
Petition verkürze Abstände zwi-
schen Politikern und Bürgern.
Das wiederum gehe nicht ohne
Verständnis und einfühlsam-
keit. Alles könne eben nicht 
in Gesetze gegossen werden.
An dieser Stelle sei ein großes
Dankeschön an alle mitarbeite-
rinnen und mitarbeiter des 
Petitionsdienstes angebracht,

Die mitgereisten Kommunalpo-
litiker verwiesen darauf, dass
für die verantwortlichen Abge-
ordneten auch die Verpflich-
tung bestehe, die Schöpfung
zu erhalten und nicht, sie zu
torpedieren. Die Qualität und
die Bürgernähe einer regierung
könnten eben vor allem an 
ihrem umgang mit natur und
umwelt gemessen werden.

Fragen nicht 
immer vollständig 
beantwortet

Das Grundrecht auf Petition
aufrechtzuerhalten, sei eine
zentrale, aber – vor allem was
den Arbeitsaufwand betreffe –
nicht zu unterschätzende Auf-
gabe: »Fragen der Petenten
werden von institutionen, 

die stets neutral und sachorien-
tiert beraten und mitdenken
würden.

»Politik ist für mich die
Kunst, dem Bürger das engage-
ment für ihn zu erklären!« Die
Arbeit im Parlament sei die
Theorie, die zur täglich neu zu
erfindenden Praxis gehöre. 
es gelte, einen Spagat zwischen
»eile« und »Weile« hinzube-

vor allem den jungen menschen
zeigen, mit ihnen reden und 
ihre Sorgen ernst nehmen!« 
Sie lächelt und bleibt dennoch
ernst: »Dazu müssen wir sie
aber erst einmal kennen!«

kommen. Gestalten sei da
manchmal wirklich nicht einfach.
Die Arbeit in der opposition sei
wahrlich nicht immer schön,
aber sie sei wichtig. »und«, fügt
sie lächelnd hinzu, »der Kon-
takt zur Basis ist entscheidend,
um bodenständig zu bleiben.«

Kerstin Lauterbach ist vor 
allem die Arbeit mit und für die
Jugend wichtig. Diese Arbeit 
nahe an den menschen hat sie
nahezu ihr »ganzes politisches
Leben« hindurch begleitet. mit
großer Gelassenheit akzeptiert
sie das manchmal Aufreibende
und Anstrengende an ihr. »Wir
müssen uns den Bürgern und

www.landtag.sachsen.de/
de/mitgestalten/petition

Fotos: r. Deutscher
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endenden ratspräsidentschaft
auf die Agenda geschrieben
hätten, so van Daalen.

Die Zeit verflog angesichts
der Fülle der Themen, die eine
ausführliche Diskussion mit
den Ausschussmitgliedern wert
gewesen wären, viel zu schnell.
So konnten die Fragen der Ab-
geordneten nach initiativen der
eu zur Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit, zur Förderung
des mittelstandes oder zur 
Bürgerbeteiligung auf europäi-
scher ebene bestenfalls ange-
rissen werden. Blieb richard
Kühnel nur noch, Sachsen zu
seinem gelungenen wirtschaft-
lichen Aufholprozess zu be-
glückwünschen, auch wenn
dies bedeute, dass künftig we-
niger eu-mittel in den Freistaat
flössen. Dennoch sei dies ein
Fortschritt.

// Am 5. April 2016 absolvierte Richard Kühnel, Vertreter der Europäischen Kommission in
Deutschland, seinen Antrittsbesuch in Dresden. Neben Gesprächen mit Landtagspräsident
Dr. Matthias Rößler und Ministerpräsident Stanislaw Tillich stand ein Besuch im Europaaus-
schuss des Sächsischen Landtags auf dem Programm. Hier erläuterte der Diplomat aktuelle
Beschlüsse und Lösungsansätze der europäischen Politik. Die niederländische Botschafterin
Monique van Daalen informierte über die Prioritäten ihres Landes, das derzeit die EU-Rats-
präsidentschaft innehat. //

»Größter Stresstest 
der jüngeren 
Geschichte«

Die europäische union erlebe
derzeit den größten Stresstest
ihrer jüngeren Geschichte, 
umriss van Daalen gleich zu 
Beginn der gut einstündigen
Stippvisite im europaausschuss
die aktuelle Situation europas.
nur zusammen und vor allem
nur auf der Basis der gemein -
samen Werte – Frieden, Sicher-
heit, Demokratie und Wohl-
stand – könne europa die 
derzeitigen Herausforderungen
meistern, waren sich monique
van Daalen und richard Kühnel
einig. Die eu müsse sich dazu
in ihrer Arbeit konsequent auf
das Wesentliche konzentrieren.
unerlässlich sei es, noch stär-
ker den Kontakt zu den Bürgern
zu pflegen, europäische ent-
scheidungsprozesse transpa-
rent zu machen und die regio-
nen noch stärker als bisher 
einzubinden.

Bewältigung der
Flüchtlingskrise 
im mittelpunkt

im mittelpunkt der Arbeit stehe
derzeit die Bewältigung der
Flüchtlingskrise. Jedem Land
müsse bei der Suche nach Lö-
sungen klar sein, dass die inne-
re und äußere Sicherheit immer
stärker miteinander verbunden
seien. Die Gäste verwiesen auf
das tags zuvor in Kraft getretene
Flüchtlingsabkommen mit der
Türkei. Dies sei ein »sehr wich-
tiger Schlüsselbaustein« der
eu-Flüchtlingspolitik, denn nur
auf dessen Basis könne die zu-
letzt stark ins Wanken geratene
europäische Solidarität wieder-
hergestellt werden, so Kühnel.

Außerdem arbeite europa
derzeit mit Hochdruck daran,
eine gemeinsame Küstenwache

zu installieren. Bis Juni dieses
Jahres solle ein europäisches
Küstenregime zum Schutz der
Außengrenzen auf den Weg 
gebracht werden. Der Plan sei
zeitlich »extrem ambitioniert«,
verdeutliche jedoch einmal mehr
die neue Philosophie der eu,
die Gesetzgebung in ausge-
wählten Bereichen zu beschleu-
nigen und damit Handlungsfä-
higkeit unter Beweis zu stellen.
Parallel müsse die eu sich na-
türlich auch um die ursachen
der Fluchtwellen kümmern.

Die Stärkung der Wirtschafts -
kraft und der Beschäf tigung, das
Vorantreiben der Digitalisierung,
die Stabilisierung der Finanzpo-
litik sowie eine zukunftsgerech-
te und nachhaltige Klima- und
energiepolitik seien weitere
Punkte, die sich die niederlande
für die Zeit ihrer am 30. Juni 2016

Katja Ciesluk

Flüchtlingskrise, Wirtschaftspolitik, 
Stabilisierung der Eurozone Aktuelle Herausforderungen

für die Europäische Union

// oben: Dr. matthias rößler, 
monique van Daalen, richard Kühnel //
Fotos: S. Füssel
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Hans-Peter Maier

1 so festgelegt im Artikel 39 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen | 2 vgl. auch § 66 GO | 3 vgl. § 56 GO | 4 vgl. §§ 57, 58 GO | 5 vgl. §§ 54 und 54a | 6 so festgelegt im Artikel 49,
Absatz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen | 7 so festgelegt im Artikel 51, Absätze 1 und 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen | 8 Ulpian, 170–228 n. Chr. | 9 vgl. Artikel 54 der
Verfassung des Freistaates Sachsen und § 26 GO

Wie parlamentarische Kontrolle
funktioniert
Böse Zungen behaupten, auch und vor allem im politischen Leben
sei Vertrauen zwar gut, Kontrolle in jedem Fall aber besser. in den
Verfassungen der deutschen Länder und im Grundgesetz ist jedenfalls
festgelegt, dass eine Aufgabe des Parlamentes darin be-
stehe, die jeweilige regierung zu kontrollieren.1
Für den Freistaat Sachsen findet sich diese
Gewaltenkontrolle in Artikel 39 Absatz 2
der Verfassung.

Diese notwendigkeit ergibt sich
insbesondere durch die personelle
Abhängigkeit der regierung vom
Parlament, wie sie durch die Wahl
des ministerpräsidenten durch
das Parlament (vgl. Art. 60) und
seine mögliche Abwahl durch die
Wahl eines nachfolgers mit der
mehrheit der Abgeordneten (miss-
trauensvotum, Art. 69) deutlich wird.2

Weiterhin stehen dem Sächsi-
schen Landtag gemäß Art. 50 der Ver-
fassung zum einen ein umfassendes in-
formations- und Fragerecht zu, wonach die
Staatsregierung rede und Antwort stehen muss.
Zudem hält das Parlament auch das »Budgetrecht«. Der
Haushalt wird im Plenum beraten und beschlossen. Gemeinhin wird
das Budgetrecht auch als »Königsrecht« bezeichnet, da es der Le-
gislative die Hoheit über die Finanzen einräumt. Schließlich steht
dem Parlament auch das recht zu, politische Sachverhalte einer ge-
naueren Prüfung zu unterziehen. Dieses »untersuchungsrecht« ist
im Artikel 54 der Verfassung ausführlich unterfüttert.

Wichtige Frageinstrumente 

in der zu Beginn einer Wahlperiode beschlossenen Geschäftsordnung
(Go) legt der Landtag fest, wie die einzelnen möglichkeiten der par-
lamentarischen informationsbeschaffung funktionieren. Danach kann
jedes mitglied des Landtags (mdL) über den Präsidenten des Parla-
mentes der Staatsregierung eine schriftlich formulierte Frage (»Kleine
Anfrage«) zur Beantwortung vorlegen.3 Bei »erheblicher oder grund-
sätzlicher politischer Bedeutung« sind auch »Große Anfragen« mög-
lich.4 Des Weiteren ist die Befragung der Staatsminister5 ein wichtiges
Frageinstrument, das durch das Zitierrecht6 noch verstärkt wird. nur
in Ausnahmefällen kann die Auskunft verweigert werden,7 was eine
Prüfung durch den Verfassungsgerichtshof nach sich ziehen kann.

Fotos: S. Giersch

untersuchungs-
ausschüsse

ein Begriff, der irgendwie über allem steht, was mit politischer, bes-
ser: parlamentarischer Kontrolle zu tun hat, ist Gerechtigkeit. Aus
römischer Zeit8 ist uns die Definition überliefert, dass Gerechtigkeit
der »feste und dauernde Wille« sei, »jedem sein recht zuzuteilen«.
Die Dame Justitia ist stets mit Waage und Schwert abgebildet, was
Ausgleich und Streitbarkeit im Zeichen dieses Ziels gleichermaßen
symbolisieren soll.

Dieser Denkweise folgend, wird das untersuchungsrecht – also
das recht auf einsetzung eines untersuchungsausschusses (uA)9 –
als »schärfstes Schwert« der parlamentarischen Kontrolle bezeich-
net. Dieses recht beschreibt weitreichende Befugnisse des Ausschus-
ses, wie man sie sonst nur von Gerichten kennt: eine Befragung von
Zeugen gehört genauso zu den rechten wie die Anforderung von Ak-
ten. Dies kann zu logistischen engpässen führen, wenn es sich um
sehr umfangreiche Akten handelt. Doch dem verfassungsmäßigen
recht des Ausschusses muss entsprochen werden.



18 LandtagsKurier Ausgabe 3° 2016

// Anlässlich der 25-jährigen Jubiläen der friedlichen Revolution 2014 und
der deutschen Einheit 2015 erinnern wir in dieser Rubrik an Persönlich-
keiten, die den Wendepunkt der deutschen und sächsischen Geschichte
aktiv mitgestaltet haben. Die Reihe wurde in der Ausgabe 5/14 eröffnet
und endet mit dieser Folge. //

Die Leipzigerin Katrin Hatten-
hauer war trotz oder gerade 
wegen ihrer Jugend eine der
mutigsten Wegbereiterinnen für
den Sturz der SeD-Diktatur. Als
sie am montag, dem 4. Septem-
ber 1989, erst 20 Jahre alt, an
der Spitze von etwa 200 Protes-
tierenden aus der nikolaikirche
den Protest in den öffentlichen
raum trug und gemeinsam mit
einer anderen Aktivistin in ihrer
Heimatstadt ihr Plakat »Für 
ein offenes Land mit freien
menschen« entrollte, flimmerte
diese Szene über die westdeut-
schen Bildschirme. Die Aktion
war sorgfältig vorbereitet, west -
deutsche Korrespondenten 
waren gezielt benachrichtigt
worden. Heute gilt diese 
Demonstration als die erste
montagsdemonstration. Katrin
Hattenhauer nahm kein Blatt
vor den mund und sagte dem
totalitären System kompro-
misslos den Kampf an. 

oppositionelle 
Bestrebungen

Katrin Hattenhauer wurde am
10. november 1968 im thüringi-
schen nordhausen als Tochter
einer Krankenschwester (der

Vater starb vor ihrer Geburt) 
geboren. in der DDr war es ihr
versagt, das Abitur zu erlangen.
Frühzeitig politisch aktiv (ein
Schlüsselereignis: die nuklear-
katastrophe von Tschernobyl
1986), engagierte sie sich am
Theater in nordhausen als 
Puppenspielerin und Kulissen-
malerin und absolvierte eine
Ausbildung zur Facharbeiterin
für Schreibtechnik. nach einem
Praktikum in der Dresdener 
Zions-Gemeinde wurde sie 1988
für ein Studium der Theologie
an der Kirchlichen Hochschule
Leipzig aufgenommen, das sie
im Februar 1989 aufgrund
staatlichen Drucks auf die
Hochschule abbrechen musste.
Zu diesem Zeitpunkt wurde sie
bereits regelmäßig zu Verhören
abgeholt. Da der Staat die 
Aufnahme regulärer Arbeit ver-
hinderte, verdiente sie ihren Le-
bensunterhalt durch Hilfsarbei-
ten – u. a. durch Putzen in der
Psychiatrie und das Abschrei-
ben von noten. Seit 1988 war
sie im Arbeitskreis Gerechtig-
keit aktiv, einer oppositionellen
Gruppe in Leipzig, und beteilig-
te sich bei den Friedensgebeten
an vorderster Front, kein risiko
scheuend. mit anderen rief sie
zum Boykott der Kommunal-

wahlen am 7. mai 1989 auf und
nahm am 8. mai im Anschluss
an das Friedensgebet an einer 
Demonstration gegen die Wahl-
fälschungen teil. 

Katrin Hattenhauer wurde,
etwa wegen verschiedener 
Plakataktionen, mehrfach »zu-
geführt«, so am 10. Juni 1989
anlässlich eines von ihr zusam-
men mit Jochen Lässig organi-
sierten und nicht genehmigten
Straßenmusikfestivals unter dem
motto »Freiheit mit musik«. Ziel
des Straßenmusikfestivals war
es, in der Leipziger innenstadt
eine Solidarisierung zwischen
aktiven oppositionellen und
der Bevölkerung herzustellen.
Bei den Verhören gab sie sich
einsilbig: »Frage: Wie gelang-
ten Sie auf den marktplatz? Ant-
wort: Das ist ihr Job und nicht
meiner. Frage: Welchem Zwe-
cke diente ihr ›musikmachen‹?
Antwort: ich wollte mit meiner
musik die menschen auf dem
marktplatz vor dem Alten rat-
haus in Leipzig erfreuen. Dazu
haben wir uns getroffen und
musik gemacht. ich spielte Flö-
te und war dann nur Zuschauer.
Frage: Wer beteiligte sich noch
daran? Antwort: mit ihnen rede
ich nicht mehr. Frage: Wo musi-
zierten Sie? Antwort: Wären Sie

doch gekommen und hätten
sich das angesehen.«

Später unternahm sie eine
Fastenaktion, den Staat und
das ministerium für Staatssi-
cherheit, das gegen sie eine
operative Personenkontrolle
(»meise«) eingeleitet hatte,
massiv provozierend. Anders
als andere oppositionelle 
arbeitete Katrin Hattenhauer
auch mit den sogenannten
»Ausreisern« zusammen, die
den Weg in den Westen an-
strebten, auch wenn sie für 
sich diesen Weg ablehnte.

4. September 1989

Zum ersten Leipziger Friedens-
gebet nach der Sommerpause
am montag, dem 4. September
1989, planten Katrin Hatten-
hauer und ihre mitstreiterin 
Gesine oltmanns eine Aktion.
Sie wollten mit einer provokati-
ven öffentlichen  Demonstration
die lähmende resignation in-
nerhalb weiter Teile der Bevöl-
kerung überwinden. Vor den
von ihnen gezielt benachrich-
tigten westlichen Kamerateams
entrollten sie auf dem nikolai-
kirchhof ihre zuvor in die niko-
laikirche geschmuggelten Pla-
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Wegbereiterin der 
friedlichen Revolution 
in Leipzig

Prof. Dr. Eckhard Jesse

Katrin Hattenhauer
kate. Die Demonstration wurde
ein voller erfolg, denn die Bil-
der mit dem Schriftzug »Für ein
offenes Land mit freien men-
schen«, die einen Signaleffekt
hatten, gingen zum Leidwesen
der Herrschenden um die Welt
und über das Westfernsehen
vor allem in die Wohnungen der
DDr-Bürger. Zwar entriss die
Staatssicherheit den Demons-
tranten die Plakate – Katrin
Hattenhauer wurde an den 
Haaren niedergerissen –, aber
sie nahm unter den Augen der
Westmedien niemanden fest.
im Anschluss an das Friedens-
gebet am nächsten montag
wurde Katrin Hattenhauer ge-
zielt festgenommen und blieb
bis zum 13. oktober 1989 teil-
weise in isolation in untersu-
chungshaft der Staatssicherheit,
wo sie trotz brutaler Verhör -
methoden keine Aussagen
machte. So konnte sie also bei
der großen Leipziger Demons-
tration am 9. oktober, dem
»Tag der entscheidung«, wie es
vielfach heißt, nicht dabei sein.
in der Abgeschiedenheit der
untersuchungshaftanstalt der
Staatssicherheit glaubte sie,
Panzer würden rollen. es waren
aber die Schritte von inzwi-
schen 70.000 Protestierenden,
die auch ihre Freilassung 
forderten und bewirkten. 

Die entwicklung überschlug
sich. Wie in Leipzig gingen
menschen im ganzen Land auf
die Straße. Später sagte Katrin
Hattenhauer, die in Berlin ihren
Geburtstag feierte: »in der nacht

des mauerfalls bin ich 21 ge-
worden. es war für mich ein Ge-
schenk, wie eine Belohnung für
all das, was ich erlebt hatte. in
dieser nacht waren diese beiden
Seiten Deutschlands wahr -
schein lich am engsten mitei-
nander verbunden. es war das,
was ich mir gewünscht hatte.
ich bin nie davon ausgegangen,
dass die Bundesrepublik oder
irgendein anderes Land das
perfekte System ist. ich war
immer der meinung, dass es 
ein Gebilde bleibt, an dem man
mitarbeitet und das dadurch
vielleicht etwas besser wird.«
obwohl sie ursprünglich nicht

die deutsche einheit angestrebt
hatte, sah sie in ihr bald eine
folgerichtige Weiterentwicklung
der Freiheitsrevolution. 

Leben und engagement
nach 1989

Katrin Hattenhauer gründete
zunächst das Archiv Bürger -
bewegung Leipzig mit, wandte
sich jedoch bald der Kunst zu.
Seit vielen Jahren ist sie frei-
schaffende Künstlerin. ihre Bil-
der, die sich häufig auf »Freiheit«
beziehen, sind in Ausstellun-
gen im in- und Ausland zu se-
hen, auch in den uSA. in den
letzten Jahren arbeitete Katrin
Hattenhauer an installationen
im öffentlichen raum, so beim
Projekt »müllwiese«, mit dem
sie auf die Verschmutzung der
Weltmeere aufmerksam macht,
oder mit der installation »Über
das Verschwinden«, bei der es
um den mord an politischen
Häftlingen geht. Zuweilen tritt
die nach wie vor engagierte, die
die Gleichgültigkeit vieler men-
schen mit Blick auf ungerech-

tigkeiten und mangelndes poli-
tisches engagement bedauert,
bei Gedenkveranstaltungen
auf, so am 9. november 2009
beim »Fest der Freiheit« vor
dem Brandenburger Tor. Als
Beitrag zur deutsch-polnischen
Aussöhnung ist sie im Vorstand
der Kreisau-initiative tätig.

Sie initiierte im oktober 2015
einen offenen Brief an Bundes-
kanzlerin Angela merkel, den
46 DDr-Bürgerrechtler aus 
unterschiedlichen politischen
Lagern mit unterzeichneten, 
etwa ehrhart neubert, Werner
Schulz, Christoph Wonneberger,
ulrike Poppe und Gisela Kallen-
bach. in ihm heißt es eingangs:
»Wir unterstützen ihre Politik
der offenen Grenzen. Wir unter-
stützen ihre Flüchtlingspolitik
und ihren einsatz um der 
menschen willen. mit größtem
respekt sehen wir ihre feste
Haltung zur Aufnahme asyl -
suchender Flüchtlinge bei uns
in Deutschland … 70 Jahre nach
dem Holocaust öffnet Deutsch-
land seine Grenzen und rettet
menschen aus not und Tod.«
Der Brief, der an die Solidarität
aller menschen guten Willens
appelliert, die Herausforderun-
gen zu meistern, endet mit 
den Worten, die auf dem Plakat
standen, das Hattenhauer am 
4. September 1989 entrollt 
hatte: »Für ein offenes Land 
mit freien menschen«.
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// In die Zeit des Nationalsozialismus fällt das dunkelste Kapitel der deutschen Psychiatrie: Hunderttausende psychisch Kranke
und Behinderte fielen dem sogenannten Euthanasieprogramm zum Opfer. Psychiater waren maßgeblich an den Verbrechen
beteiligt. Doch ihre Fachgesellschaft, die DGPPN, verweigerte sich jahrzehntelang der Aufarbeitung des Geschehens. Die Wan-
derausstellung »Erfasst, verfolgt, vernichtet. Kranke und behinderte Menschen im Nationalsozialismus« beendet das Schweigen.
Bis zum 11. Mai gastierte die bemerkenswerte Schau im Sächsischen Landtag. //

»Erfasst, verfolgt, vernichtet. Kranke und be     
»Die DGPPn ist sich ihrer besonderen Verantwortung um die Würde
und rechte der psychisch Kranken bewusst, die ihr aus der Beteili-
gung ihrer Vorläuferorganisationen an den Verbrechen des national-
sozialismus, an massenhaften Krankenmorden und Zwangssterili-
sierungen erwachsen.« mit der Aufnahme dieses Bekenntnisses in
die Satzung legte die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psy-
chotherapie, Psychosomatik und nervenheilkunde (DGPPn) 2009
den Grundstein für die Aufarbeitung der eigenen rolle während der
Zeit des nationalsozialismus. »Wir sahen es als unsere Pflicht an, uns
zu positionieren und Transparenz sowie offenheit walten zu lassen«,
formulierte Prof. Dr. rer. soc. Dr. med. Frank Schneider, damaliger
Präsident der DGPPn, den Anspruch, der ihn und seine Vorstands-
kollegen damals antrieb. »und wir müssen für die Zukunft daraus ler-
nen«, so Schneider bei der öffentlichen Präsentation der Ausstellung
im Sächsischen Landtag am 19. April 2016.

unter Schirmherrschaft des Bundespräsidenten

unter der Schirmherrschaft von Bundespräsident Joachim Gauck ent-
wickelte die DGPPn daraufhin in Kooperation mit der Stiftung Denk-
mal für die ermordeten Juden europas und der Stiftung Topographie
des Terrors diese bemerkenswerte Ausstellung, die jene opfer ins
Zentrum rückt, die lange am rande des öffentlichen interesses und
Gedenkens standen: menschen mit Behinderungen und nervenkrank-
heiten.

mehr als 180.000 menschen haben die Schau, die vom 30. märz
bis zum 11. mai im Sächsischen Landtag gezeigt wurde, seit ihrer er-
öffnung im Januar 2014 gesehen. Zuvor war die Ausstellung bereits
in einer reihe von nationalen einrichtungen wie Landtagen, Gedenk-
stätten, Kliniken sowie auf internationalen Kongressen zu sehen. Aktuell
ist sie bis Anfang 2018 ausgebucht.

Fotos: o. Killig

Katja Ciesluk

Ausstellung rückt Euthanasie-Opfer in den Mittelpunkt
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       hinderte Menschen im Nationalsozialismus«
Die Ausstellung befasst sich mit den massenvernichtungen, der
Zwangssterilisation und der Ausgrenzung von Behinderten und Kran-
ken während der nS-Diktatur. Bis zu 400.000 menschen wurden zwi-
schen 1933 und 1945 zwangssterilisiert, mehr als 200.000 menschen
wurden ermordet. Bei der Selektion stand der vermeintliche »Wert«
des menschen als leitender Gesichtspunkt im Vordergrund. Geurteilt
wurde nach den Kriterien Heilbarkeit, Bildungsfähigkeit und Arbeits-
fähigkeit. Die Schau setzt sich dabei nicht nur mit den Schicksalen
der opfer auseinander, sondern beleuchtet auch das Handeln von
Tätern, Tatbeteiligten sowie opponenten. Schließlich fragt sie explizit
nach der Aufarbeitung des Geschehens bis heute.

Auch Sachsen war Tatort

Landtagsvizepräsident Horst Wehner erinnerte im rahmen der mi-
dissage am 19. April 2016 im Bürgerfoyer daran, dass die Verbrechen
auch mitten in Sachsen in die Tat umgesetzt wurden, so in der Tö-
tungsanstalt Pirna-Sonnenstein, wo in den Jahren 1940 und 1941
13.720 psychisch kranke, geistig behinderte und mehrfach behinderte
menschen ermordet wurden, sowie in der psychiatrischen Anstalt in
Großschweidnitz, in der fast 6.000 Patienten den Tod fanden. »es ist
und bleibt daher eine der wichtigsten Lektionen der Geschichte, dass
sich die Qualität und Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft daran mes-
sen lässt, wie sie sich gegenüber minderheiten verhält.«

exemplarische Biografien geben in der Ausstellung einen anschau-
lichen einblick in die Schicksale der Betroffenen. in den Akten der
opfer werden die vielen verschiedenen Akteure fassbar, die an den
Verbrechen beteiligt waren. ihren Blicken auf die Patienten werden
deren eigene Äußerungen gegenübergestellt.

Den Schlusspunkt der Ausstellung bilden Äußerungen zahlreicher
Personen, die das damalige Geschehen von heute aus reflektieren

und sich aus unterschiedlichen Perspektiven der Frage stellen, welche
Bedeutung es für sie persönlich hat: Ärzte, Politiker, Vertreter von
Selbsthilfeverbänden, Angehörige von opfern, Pflegepersonal, Ver-
treter der Gesundheitsverwaltung und andere.

Die Wanderausstellung, die sich mit den gedanklichen und insti-
tutionellen Voraussetzungen der morde beschäftigt, richtet sich ge-
zielt an ein breites Publikum. Das Christliche Sozialwerk Sachsen,
einer der unterstützer der Ausstellung in Dresden, konzipierte ge-
meinsam mit Studierenden der Tu Dresden sowie menschen mit Han-
dicap Führungen – z.B. für Schulklassen – durch die Ausstellung im
Sächsischen Landtag. »es ist uns ein wichtiges Anliegen, Brücken zu
schlagen zwischen den Betroffenen und den Besuchern«, so Peter
Leuwer, Geschäftsführer des Christlichen Sozialwerkes. »entschei-
dend für die erinnerung ist es, den Besuchern zu vermitteln, was das
Gezeigte mit ihnen selbst, mit ihrer menschlichkeit zu tun hat.«



// Der Sächsische Landtag fördert zurzeit ein Forschungsprojekt der TU Dresden, in dem die
Geschichte der sächsischen Landtage vom Mittelalter bis heute erforscht wird. Bei den Arbeiten
kommen immer wieder interessante Quellen zum Vorschein. Der Landtagskurier stellt diese
als Fundstücke aus der Geschichte der sächsischen Landtage vor. //

Die Landdinge der Mark Meißen
als gesellschaftlicher Zentralort 

Josephine Mey
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Anton Weck, geheimer Sekretär,
Archivar und Chronist, verfasste
mitte des 17. Jahrhunderts seine
bekannte Dresdener Stadtge-
schichte »Der Chur-Fürstlichen
Sächsischen weitberuffenen
residentz- und Haupt-Vestung
Dresden Beschreib- und Vor-
stellung«. Darin spricht Weck
schon für das Jahr 1185 von 
einem Landtag. er meint damit
das »Landding« zu Collm, eine
Zusammenkunft unter dem 
Vorsitz markgraf ottos des rei-
chen. Dieses Treffen des Fürs-
ten der mark meißen mit den
Großen fand auf dem weit sicht-
baren Collmberg bei oschatz
statt. Das erste überlieferte
Zeugnis erwähnt eine solche
Zusammenkunft im Jahre 1185.
Das letzte Treffen ereignete
sich laut den Quellen 1259 in
Collm. insgesamt 15 urkunden
über die Landdinge sind heute
noch vorhanden. Die meisten
der originalen Handschriften
bewahrt das Sächsische Haupt-
staatsarchiv Dresden auf. 

Wie kam Weck dazu, diese
Versammlungen bereits als
»Landtage« zu bezeichnen? er
nennt die Landdinge vermutlich
aus dem Grund »Landtag«, 
da in den urkunden von 
»placitum« die rede ist. Das
lässt sich mit »Versammlung«
übersetzen. 
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neue erkenntnisse aus
Zeugenauflistung

Was auf den Landdingen der
mark meißen geschah, berich-
tet beispielsweise eine urkunde
vom 2. August 1185. Sie ist das
erste überlieferte Zeugnis über
eine solche Versammlung und
beschreibt die damals neu fest -
gelegten Grenzen des Klosters
Altzelle. Die lateinische Hand-
schrift aus Pergament besitzt
alle formalen merkmale der im
mittelalter weit verbreiteten 
urkunde. Sie beginnt mit dem
eingangsprotokoll (ingress),
schließt den Text (Kontext) an
und endet mit dem Schlusspro-
tokoll (eschatokoll). Von großer
Bedeutung ist die Zeugenauflis-
tung am ende der urkunde. es
werden mehr als 60 Personen
erwähnt. Bei diesen Leuten
handelt es sich in der mehrzahl
um männer ritterlichen Standes,
sowohl um edelfreie (seit jeher
Adlige) als auch um ministeriale
(ehemals unfreie, Dienstman-
nen des Fürsten). 

Der Vergleich und die Aus-
wertung der Zeugenauflistun-
gen aller zu den Landdingen
vorhandenen urkunden erga-
ben neue und interessante 
erkenntnisse. oft spielt die 
reihenfolge der Zeugen eine
wichtige rolle und deutet auf
rangunterschiede zwischen

den Besuchern hin. So stehen
die hochadligen Burggrafen
stets an erster Stelle der Zeu-
genauflistung. unter den Titeln
castellanus, später prefectus
und ab 1200 dann burcgravius
tauchten vor allem die Burggra-
fen von Dohna, meißen, Leisnig,
Altenburg und Döben bei nahe-
zu jedem Landding auf. es fällt
ins Auge, wie häufig und regel-
mäßig die verschiedenen Burg-
grafen die Versammlungen
besuchten. in dem moment, 
in dem sie als Zeugen in den 
urkunden auftauchen, stimm-
ten sie den Verhandlungen und
den Beschlüssen zu, die in den
urkunden erscheinen. es ist
auch davon auszugehen, dass
sie aktiv an den Verhandlungen
teilnahmen, die dem Aufsetzen
der urkunde vorausgingen. 
mit ihrer Zeugenschaft nahmen
sie die Verhandlungsergebnis-
se an und akzeptierten diese.
Dadurch konnten künftige Kon-
flikte vermieden werden. Des
Weiteren standen die Burggra-
fen als autoritäre Funktionsträ-
ger mit ihrem Zeugnis für die
Durchsetzung der Beschlüsse
auch außerhalb der Zusammen-
kunft. Andererseits war auch
der markgraf daran interessiert,
dass diese hohen Adligen auf
den Landdingen erschienen. 

Da sie seine größten Konkur-
renten beim Ausbau der wettini-

schen macht darstellten, konn-
te es von Vorteil für den Fürsten
sein, dass sie anwesend waren.
Dies stellte eine möglichkeit dar,
sich den Beistand der hohen
Adligen zu sichern und Abspra-
chen mit ihnen zu treffen. Wei-
tere Zeugen stellte die höhere
Geistlichkeit der mark meißen.
Sowohl Bischöfe als auch Äbte
lassen sich in den Zeugenlisten
ausmachen. Die Domherren von
meißen waren verhältnismäßig
oft auf den Landdingen anwe-
send. Da auch die Vertreter der
hohen Geistlichkeit wie zum
Beispiel Bischöfe und Äbte zu
den einflussreichen machtha-
bern in der mark zählten, ist es
nicht verwunderlich, dass auch
sie an nahezu allen Landdingen
teilnahmen. Als Gelehrte des
Lesens und Schreibens stellten
sie dem Fürsten ihren rat zur
Verfügung. Damit traf sich bei
den Versammlungen der Land-
dinge alles, was rang und na-
men hatte. Diese Zusammen-
künfte bereiteten den Boden 
für einen kommunikativen und
sozialen Austausch zwischen
den einzelnen ranghohen Gro-
ßen der mark. Daher kann man
die Landdinge als einen gesell-
schaftlichen Zentralort charak-
terisieren, der die Chance eröff-
nete, sich über verschiedene
Angelegenheiten und Themen
zu beraten und auszutauschen. 
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den urkunden niedergeschrie-
benen rechtsstreitigkeiten,
sondern nutzten die Zusam-
menkünfte auch zu weiteren
Ge sprächen, Absprachen und
Verhandlungen über andere po-
litische Themen. Darauf deuten
auch mehrmalige Versprechen
der markgrafen hin, besondere 
entscheidungen auf einem bal-
digen Landding bekannt geben
zu wollen. 

Die Landdinge als 
gesellschaftlicher 
Zentralort

in Anbetracht der regen Teil-
nahme von verschiedenen ein-
flussreichen Großen der mark
meißen bei den Landdingen im
12. und 13. Jahrhundert erschei-
nen diese als Zentralort für den
sozialen, gesellschaftlichen und

kommunikativen Austausch 
einer auf persönlichen Bindun-
gen und Beziehungen basieren-
den Gesellschaft. Die Landdin-
ge fungierten als ein Zentrum,
in dem eine gesellschaftliche
Vernetzung der unterschiedli-
chen Teilnehmer stattfinden
konnte. Das schuf Vorausset-
zungen, zukünftige Konflikte
oder Fehden zu vermeiden be-
ziehungsweise vorhandene
Bündnisse zu festigen oder
neue zu schließen. 

es ist jedoch problematisch,
die hier vorgestellten Landdin-
ge als sehr frühe »Landtage«,
wie es Anton Weck tat, zu be-
zeichnen. Dafür sind verschie-
denste merkmale nicht gege-
ben. Beispielsweise kann man
zu jener Zeit noch nicht von
»Ständen«, geschweige denn
von Körperschaften reden. Be-
stimmte Ansätze von regelmä-
ßigkeit in der einberufung und
einladung zu einem solchen
Treffen lassen sich auch nicht
nachweisen. Aus diesen Grün-
den erscheint die Bezeichnung
»gesellschaftlicher Zentralort«
für die Charakterisierung der
Landdinge am geeignetsten.

künfte eine rein gerichtliche
Funktion besaßen. Dieser These
liegt aber die anachronistische
Annahme zugrunde, dass es 
im mittelalter, ähnlich unserem
heutigen Verständnis, eine
strikte einteilung in exekutive,
Judikative und Legislative gege-
ben habe. Dies war jedoch nicht
der Fall. Zwar wurden in den 
urkunden der Landdinge häufig
rechtsstreitigkeiten geklärt. Das
bedeutet jedoch nicht, dass
diese Versammlungen nicht
auch zu Besprechungen ande-
rer Themen genutzt wurden. Bei
einer Zusammenkunft solcher
Größe kann wohl davon ausge-
gangen werden, dass diese
Landdinge als ein Zentrum des
kommunikativen Austausches
über eine Vielzahl von Angele-
genheiten gelten können. 

Höchstwahrscheinlich be-
handelten sie nicht nur die in

www.tu-dresden.de/
landtagsgeschichte

Die Landdinge in der
Geschichtsforschung

Die Landdinge erfuhren bereits
vielfältige Aufmerksamkeit in
der sächsischen Landesge-
schichtsforschung. Bisher lag
der Fokus jedoch eher auf den
inhaltlichen Bestimmungen der
urkunden. Besonders die Quelle
von 1185 wurde oft im Zusam-
menhang mit dem im mittelal-
ter einsetzenden Bergbau dis-
kutiert. Das bloße Beschränken
auf die faktischen Festlegungen
der urkunde greift für das Ver-
stehen der als Landdinge be-
zeichneten Zusammenkünfte
aber zu kurz. Wer nur die sach-
lichen regulierungen der ur-
kunden betrachtet, der kommt
schnell zu dem Schluss, den
der Historiker Herbert Helbig im
Jahre 1955 zog. er ging davon
aus, dass diese Zusammen-

// Die urkunde des »Landdings« 
vom 2. August 1185 in Collm // 
Sächsisches Staatsarchiv, Hauptstaats-
archiv Dresden, 10001 Ältere urkunden,
nr. 91 
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26. – 27.05.2016
Beginn jeweils 10:00 uhr

Weitere Plenarsitzungen 
finden wie folgt statt:

22. – 23.06.2016
11.08.2016
31.08. – 01.09.2016
09. – 10.11.2016
13. – 16.12.2016

Der Sächsische Landtag
überträgt die Plenarsitzun-
gen live als Videostream 
auf der internetseite 
www.landtag.sachsen.de. 

Auch die Tagesordnungen,
die Wortprotokolle und die
Videoaufzeichnungen finden
Sie in unserem internet -
auftritt.
Weiterhin werden die aktuel-
len Debatten der Plenar -
sitzungen auch im regional-

fernsehen aus ge strahlt. 
nähere informationen 
entnehmen Sie bitte dem
Programm ihres Senders.
im mDr-radio werden die
Landtagsdebatten zudem
live und digital auf DAB+ auf
dem Kanal mDr SACHSen
eXTrA übertragen. 
Weitere 
informationen
erhalten 
Sie unter
www.mdr.de.

Fraktionen
CDu
Tel. 0351 493-5555
Die LinKe
Tel. 0351 493-5800
SPD
Tel. 0351 493-5700
AfD
Tel. 0351 493-4201
GrÜne
Tel. 0351 493-4800
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Publikationen
Bernhard-von-
Lindenau-Platz 1
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Tel. 0351 493-5133
info@slt.sachsen.de
www.landtag.sachsen.de

Besucherdienst
Anmeldungen für die 
Besucherbetreuung 
und den Besuch von 
Plenarsitzungen erfolgen 
unter Tel. 0351 493-5131.

Bürgerfoyer
Öffnungszeiten: 
montag bis Freitag von
10:00 bis 18:00 uhr;
an Wochenenden und 
Feiertagen geschlossen.

CHIAVERI – Restaurant im 
Sächsischen Landtag
Öffnungszeiten: 
täglich von 11:00 uhr
bis 23:00 uhr
Tel. 0351 496-0399

Kein Zugang für elektronisch
signierte sowie verschlüsselte
elektronische Dokumente.

eine elektronische Version
des Landtagskuriers finden
Sie unter 
www.landtag.sachsen.de/
Aktuelles/Landtagskurier.

Die Beiträge der Gast -
autoren geben nicht 
zwangsläufig die meinung
der redaktion wieder.

Diese Publikation wird vom
Sächsischen Landtag im
rahmen der parlamentari-
schen Öffentlichkeitsarbeit
herausgegeben. Die Abgabe
erfolgt kostenfrei. eine 
Verwendung für die eigene
Öffentlichkeitsarbeit von
Parteien, Fraktionen, 
mandatsträgern oder Wahl -
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ebenso die entgeltliche
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Dokumentation 
zum Graduiertenkolleg 
»Geschichte sächsischer
Landtage« erschienen

2013 hatte der Sächsische
Landtag mit der Tu Dresden
vereinbart, gemeinsam das

Graduiertenkolleg »Geschichte der sächsischen Landtage«
ins Leben zu rufen. Dabei geht es seitdem um nichts weniger
als eine umfassende und geschlossene Darstellung sächsi-
scher Parlamentsgeschichte. mitglieder des Geschichtskol-
legs haben sich vom 28. bis 30. oktober 2015 im Dresdner
Ständehaus zusammengefunden, um den Stand ihrer For-
schungsarbeiten vorzustellen und die möglichen ergebnisse
zu skizzieren. Die Dokumentation fasst inhalte dieser Veran-
staltung zusammen.

ausstellung

»Sachsen. Land der Ingenieure«
Die nächste Ausstellung im Bürgerfoyer des Sächsischen
Landtags »Sachsen.Land der ingenieure« wird am Dienstag,
dem 24. mai 2016, um 18:00 uhr offiziell durch Landtagsprä-
sident Dr. matthias rößler und Staatsminister markus ulbig
eröffnet. Die Präsentation kann dann bis zum 30. Juni besich-
tigt werden. Sie sind herzlich eingeladen.

Der marschall des Senats der republik Polen, Stanisław
Karczewski, besuchte mit einer Delegation am 21. April 2016
den Landtag und verfolgte von der Besuchertribüne aus den
Auftakt der 33. Plenarsitzung. Landtagspräsident Dr. matthias
rößler begrüßte die Gäste im Plenum. Am nachmittag empfing
der Präsident des Sächsischen Landtags die Delegation zu
einem Gespräch im Ständehaus. Bei dieser Gelegenheit trug
sich der marschall auch in das Gästebuch des Parlaments ein.
Karczewski weilte zwei Tage in Deutschland. Auf dem Pro-
gramm standen neben dem Besuch in Dresden am Folgetag
weitere Termine in Berlin. ministerpräsident Stanislaw Tillich
hatte den polnischen Senatspräsidenten in seiner Funktion
als Bundesratspräsident nach Deutschland eingeladen.

Besuch des 
polnischen 
Senatsmarschalls 
im Sächsischen
Landtag


